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WEHRSTRAFGESETZ (WStG)
In der Fassung vom 1. September 1969 

(BGBl. I S. 1502; III 452-2)

Erster Teil 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Straftaten, die Soldaten 
der Bundeswehr begehen.

(2) Es gilt auch für Straftaten, durch die militäri­
sche Vorgesetzte, die nicht Soldaten sind, ihre Pflichten 
verletzen (§§ 30 bis 41).

(3) Wegen Anstiftung und Beihilfe zu militärischen 
Straftaten ist nach diesem Gesetz auch strafbar, wer 
nicht Soldat ist.

§2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist

1. eine militärische Straftat eine Handlung, die der 
Zweite Teil dieses Gesetzes mit Strafe bedroht;

2. ein Befehl eine Anweisung zu einem bestimmten 
Verhalten, die ein militärischer Vorgesetzter (§ 1 Abs. 
4 des Soldatengesetzes) einem Untergebenen schrift­
lich, mündlich oder in anderer Weise, allgemein oder 
für den Einzelfall und mit dem Anspruch auf Ge­
horsam erteilt;

3. eine schwerwiegende Folge eine Gefahr für die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, die Schlag­
kraft der Truppe, Leib oder Leben eines Menschen 
oder Sachen von bedeutendem Wert, die dem Täter 
nicht gehören.

§3
Anwendung des allgemeinen Strafrechts

(1) Das allgemeine Strafrecht ist anzuwenden, so­
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Für Straftaten von Soldaten, die Jugendliche 
oder Heranwachsende sind, gelten besondere Vor­
schriften des Jugendgerichtsgesetzes.

5. Kapitel
Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 

und die Volkswirtschaft

9. Kapitel 
Militärstraftaten

Allgemeine Bestimmungen 

§251

(1) Militärstraftaten sind von Militärpersonen 
schuldhaft begangene gesellschaftswidrige oder gesell­
schaftsgefährliche Handlungen, die als Vergehen oder 
Verbrechen strafrechtliche Verantwortlichkeit nach 
den Bestimmungen dieses Kapitels begründen.

(2) Militärperson im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
aktiven Wehrdienst, Wehrersatzdienst oder Reservi­
stenwehrdienst leistet.

(3) Wegen Anstiftung und Beihilfe zu einer Mili­
tärstraftat wird auch bestraft, wer nicht Militärperson 
ist.

s. § 251 Abs. 1 (bei § 1 WStG)


